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Als „schwer nachvollziehbar“ hat der 
dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauder-
städt die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts in Karlsruhe zum 
Tarifeinheitsgesetz (TEG) am 11.  Juli 
2017 bezeichnet. „Mit seiner Ent-
scheidung, den gesetzlichen Eingriff 
in die Tarifautonomie und die Koa-
litionsfreiheit des Einzelnen grund-
sätzlich zuzulassen, heben sich die 
Bundesverfassungsrichter deutlich 
von der beeindruckenden Phalanx 
der zahlreichen und namhaften Ver-
fassungs- und Arbeitsrechtler ab, die das TEG von Anfang an als eindeutig 
verfassungswidrig und darüber hinaus undurchführbar abgelehnt haben.“
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Bundesverfassungsgericht verlangt Nachbesserungen
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Der dbb hilft!
Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten kompetente Fachgewerkschaften mit 
insgesamt mehr als 1,2 Millionen Mitgliedern den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und seiner 
privatisierten Bereiche Unterstützung sowohl in tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, 
als auch im Falle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer persönlichen und überzeu­
genden Ansprache jedes Mitglieds schafft auch das nötige Vertrauen in die Durchsetzungskraft einer 
Solidargemeinschaft.

Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonderheiten im öffentlichen Dienst und seiner 
privatisierten Bereiche. Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke des dbb. Wir informieren schnell und vor 
Ort über www.dbb.de, über die Flugblätter dbb aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles.

Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fachgewerkschaft von dbb beamtenbund 
und tarifunion – es lohnt sich!

Name

Vorname

Straße

PLZ/Ort

Dienststelle/Betrieb

Beruf

Beschäftigt als:

	 Tarifbeschäftigte/r	    Azubi, Schüler/in
 	 Beamter/Beamtin	    Anwärter/in
 	 Rentner/in		     Versorgungsempfänger/in

 	 Ich möchte weitere Informationen über den dbb erhalten.

 	 Ich möchte mehr Informationen über die für mich 
	 zuständige Gewerkschaft erhalten.

 	 Bitte schicken Sie mir das Antragsformular zur Aufnahme 
	 in die für mich zuständige Gewerkschaft.

Unter dem Dach des dbb bieten kompetente Fachgewerkschaften eine starke Interessenvertretung 
und qualifizierten Rechtsschutz. Wir vermitteln Ihnen gern die passende Gewerkschaftsadresse.

dbb beamtenbund und tarifunion, Geschäftsbereich Tarif, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin, 
Telefon: 030. 40 81 - 54 00, Fax: 030. 40 81 - 43 99, E-Mail: tarif@dbb.de, Internet: www.dbb.de

Datum / Unterschrift

Bestellung weiterer Informationen

Ich bin mit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung meiner Daten, die zur Erfüllung der Aufgaben 
und Zwecke des dbb und seiner Mitgliedsgewerkschaften notwendig sind, einverstanden.

„Folgt man nun dem Bundesverfassungsgericht, dann lässt sich aus Sicht des Ersten Senats das Tarif­
einheitsgesetz mit einigen Änderungen durch den Gesetzgeber, enge Auslegung und vielfache Einbin­
dung der Arbeitsgerichte verfassungskonform umgestalten“, sagte Dauderstädt unmittelbar nach der 
Urteilsverkündung. „Dem mag man folgen oder nicht. Leider jedoch werden die vom Bundesverfas­
sungsgericht geforderten Änderungen und Ergänzungen das Gesetz kaum praktikabler machen. Auf 
die Arbeitsgerichte kommen enorme Belastungen zu. Das Gericht hat erkannt, dass das TEG keine Vor­
kehrung dafür trifft, die Interessen der Minderheitsgewerkschaften zu wahren. Hier verpflichtet Karls­
ruhe den Gesetzgeber, dies bis zum 31. Dezember 2018 zu korrigieren.“

dbb prüft weitere rechtliche Schritte gegen Zwangstarifeinheit
 
Der dbb-Chef machte klar, dass das Tarifeinheitsgesetz auch in der neuen Form zu einer Verschärfung 
der Konkurrenzsituation zwischen den Gewerkschaften führen wird. „Mit der Verlagerung der Tarif­
politik auf die Betriebsebene wird die Idee des Flächentarifs gänzlich zerschossen. Und soweit tatsäch­
lich zahlenmäßig kleinere, aber gleichzeitig hochgradig organisierte Gewerkschaften verdrängt wer­
den, haftet dem TEG weiterhin ein eklatantes Demokratiedefizit an. Dem werden wir nicht tatenlos 
zusehen“, kündigte der dbb-Chef an. „Wir werden uns intern beraten und das Urteil im Detail ana­
lysieren. Danach werden wir unseren Kampf gegen die gewerkschaftsfeindliche Zwangstarifeinheit 
fortführen – politisch und wenn nötig mit einer Klage vor dem Europäischen Gerichtshof für Men­
schenrechte. Deutschlands Sozialpartner brauchen keinen Dompteur, sie können auch ohne gesetz­
liche Zwangstarifeinheit verantwortungsvoll mit ihren Rechten umgehen und individuell wie für das 
Gemeinwesen tragbare Kompromisse aushandeln“, machte Dauderstädt deutlich.

Weitere Infos finden Sie in Kürze unter www.dbb.de


